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MindestgrdBe der Baugrundsticke = 1500 m?

Fmind. 1500 m*

Nachrichtliche Hinweise
Es wird empfohlen, Kellergeschosse wegen steigender

Grundwasserstande bel Hachwasser als grundwasser-—
dichte Wanne auszubauan.

Anfallendes Oberfléchenwasser und Sickerwasser im
Baugebiet kann nicht in Entwiisserungseinrichtungen
der St 3115 eingeleitet werden.

pDurch den Schiffsbetrieb auf dem Maln Kann es ge-
legentlich zu Lirmbeldstigungen 1m Baugebiet kommen.

Im Plangebiet ist mit Bodenfunden zu rechnen. Der
betroffene Personenkreis soll deshalb schriftlich
auf die Meldepflicht wvon archidologischen Funden
nach Art. 8 DSchG (Denkmalschutzgesetz) hingewlesen
werden.

pDarstellungs - Hinweise

Bestehende Grundsticksgrenze

- — Vorgeschlagene Grundstiicksteilung
2604 Flurstiicknummer

Bestehende Hauptgebaude

Bestehende Nehengebidude

Private Freiflachen:

Die nicht dberbaubaren Grundstiucksflachen entlang
der AnliegerstraBen sind mindestens zu 40 ¥ gartne-
risch 7u gestalten.

Die nicht uberbaubaren Grundstuckflachen entlang
der RingstraBe, der St 3115 (GroBostheimer StraBe)
und der HaupterschlieBungsstraBe sind gartnerisch
ZU gestalten.

Ausnahmsweise kann die Anordnung von Kfz-Stell-
platzen zugelassen werden, wobei jedoch eben-
falls mind. 40 % der Flachen gartnerisch zu ge-
stalten sind.

Je 250 m* privater Grundstiicksflache ist ein Hoch-
stamm zu pflanzen,
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Ergénzung der Begriindung

zum Bebauungsplan fir das Gebiet zwischen verlangertem Ahornweg,
nordwestlicher Geltungsberéichsgranze, Kleiner Schénbuschallee,

RingstraBe, GroBostheimer StraBe und siidwestlicher Grenze des Flursticks

Nr. 2601 (Nr. 7/2)
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4. Die grundsétzliche Festlegung der B 26 als HauptzufahrtsstraBe
und die damit verbundene Umlenkung von Verkehr der St 3115 bedingt
eine hohere Verkehrsbelastung der KreisstraBe AB 16 von der St 3115
bis zur B 26, was einen Ausbau derselben nach sich ziehen kann.
Die Stadt hat deshalb das grundsatzliche Einversténdnis des Landkreisss
Aschaffenburg dazu herbeizufihren.

Nach Fassung eines gednderten Satzungsbeschlusses durch den Stadtrat
ist der Bebauungsplan einschlieBlich Begrindung mit abschlisBendem
Bericht der Regierung von Unterfranken zur Anbringung des Anzeige-
vermerks nochmals vorzulegen.

Aschaffenburg, den 17.11,1995
- Stadtplanungsamt -

/)
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BEBAUUNGSPLAN

fir das Gebiet zwischen verléngertem Ahormweg, nordwestlicher Geltungsbereichs-
grenze, Kleiner Schonbuschallee, RingstraBe, GroBostheimer StraBe und sidlicher
Grenze des Flursticks Nr. 2601 (Nr. 7/2)




1.0

Planungsrechtliche Voraussetzungen

Der Flachennutzungsplan der Stadt Aschaffenburg vom 16.01.1985 in

. der Fassung vom 20.11.1986 wurde von der Regierung von Unterfranken

2.0

mit Bescheid vom 06.07.1987 Nr. 420 - 4621.10 - 1/85 unter Auflagen
genehmigt und ist seit 31.10.1987 wirksam.

Er stellt den Bereich des Bebauungsplanes als‘gewerbliche Baufléche,

die Verldngerung des Ahornweges als HauptverkehrsstrafBe dar.

Der vorliegende Bebauungsplanentwurf ist somit aus dem wirksamen
Flachennutzungsplan gemaB § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB entwickelt.

Allgemeines, Ziel und Zweck der Planung -

Der zur Zeit 4 200 Einwohner'zéhlende Stadtteil Nilkheim hat sich

in den zurickliegenden Jahren immer mehr zu einer bevorzugten Wohnlage
der Stadt Aschaffenburg entwickelt. Die Stadtndhe, die Parkanlage
Schénbusch, die Mainlandschaft und die Sportanlagen entlang der Kleinen

Schiinbuschallee geben dem Stadtteil seinen besonderen Charakter.

Der Stadtteil Nilkheim wird von der GroBostheimer StraBe befﬁhrt,

die zu den starkstbefahrenen in der Stadt zéhlt. Diese Tatsache war
AnlaB fiUr die Stadt Aschaffenburg bei der Anderung des Fldchennutzungs-
planes fir den Stadtteil Nilkheim im Jahre 1979 zwischen der GroBost-
heimer StraBe und den westlich davon vorgesehenen Wohnbaufldchen einen
teils ca. BQ m, teils ca. 170 m tiefen Gelandestreifen als gewerbliche
Baufliche darzustellen. Dieser Streifen, in dem im Grenzbereich zu

den Wohngebieten nur nicht wesentlich stdrende Gewerbebetriebe zu-
l4ssig sind, hat neben seiner Hauptfunktion "Gewerbeansiedlung" eine
weitere Funktion zu erfillen, némliéh die Wohnbaufldchen vom StraBen-
13rm der GroBostheimer StraBe abzuschirmen. Genau diesem Ziel dient

der vorliegende Bebauungsplanentwurf.

Er soll zum einen die unvermindert hohe Nachfrage nach gewerblichen
Grundsticken abbauen helfen und zum anderen die spédteren Wohngebiete,
die im Westen an das geplante Gewerbegebiet angrenzen, wie bereits

erwdhnt, vor dem Verkehrslarm der GroBostheimer StraBe schitzen.
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4.0

4.1

GriBe, Lage und Beschaffenheit

Das Plangebiet hat eine GroBe von ca. 11,288 ha.

Die Lage des Gebietes'zumVZentrum der'StadtIAschaffenburg ist gunstig.
Die Entfernung betragt ca. 1,5 km Luftlinie. Die GroBostheimer StraBe
begrenzt das Gewerbegebiet im SUdosten. Im Nordosten stellt die Rihg-
straBe die Abgrenzung des Baugebietes dar, wéhrend die nordwestliche

Begrenzung von der Verldngerung. des Ahornweges gebildet wird. Im Sid-

~ westen schliefit sich nahtlos ebenfalls ein.Gewerbegebiét an.

Topographisch stellt das Gelénde weitgehend eine Ebene dar. Der Boden

besteht {iberwiegend aus Sand und sandigem Kies mit Lehmanteilen. Boden-

verbessernde MaBnahmen sind nicht notwendig. Der Grundwasserpegel liegt

in diesem Bereich ausreichend tief.

Das Plangebiet besteht Uberwiegend.aus Wiesenfldchen und Obstgarten.

Planungskonzept

Verkehrsefschlieﬁung

Im Bereich des Bebauungsplanentwurfes wird der vorhandene Ahornweg
als Teil deér ringformigen ErschlieBungsstrafe nach Nordosten bzw. Nord-

westen im bereits bestehenden Querschnitt verléngert.

Querschnitt Ahornweg: _ "lf"3—1'2'1_700——*'2"1"3—1"
< J g/’

Geh- und Radweg 3,0m _ 0
Langsparkstreifen 7 B 2 €

mit Baumpflanzung 2,0m i l ‘
Fahrbahn 7,0 m 17.00 -!
Querschnitt Magnolienweg: ‘ 7.50 ~——

2 x Gehweg 2,0m _ ‘1‘2"'—' 5.50—1'24“21-
Langsparkstreifen , - - G . P G
wechselseitig 2,0m - . f’=;'* AR
Fahrbahn 5,5 m L l_ '“-50——‘]"



4.2

4.2.1

Das Gewerbegebiet sollte gem&B dem Bebeuungsplenentwurf i. d. F. vom
30.05.1989 ausschl. dber den bereits vorhandenen Lorbeerweg mit der
BroBostheimer StraBe verbunden werden. AnlaBlich der Diskussion

Uber das Ergebnis der vorgezogenen Biirgerbeteiligung wurde seitens
des Stadtrates mit Nachdruck eine Optimierung der Anbindung des Ge-
bietes an das stédtische Verkehrsnetz gefbrdert. Dieser Forderung
ist die Verwaltung nachgekommeh. Im Bebauungsplanentwurf vom 12.12.
1990 ist eine weitere Anbindung des Gebietes an die GroBostheimer
StraBe vorgesehen, die eine direktere ErschlieBung des Gebietes er-
moglicht und gleichzeitig zu einer Entlastung des sp8ter jenseits
des Ahornweges angrenienden Wohngebietes beitragen wird.

Der Ahornweg hat die Funktion einer SemmelstraBe. Die innere Er-
schlieBung des Gewerbegebietes wird durch die Verléngerung des eben-
falls bereits bestehenden Magnolienweges, der zwei AnschliUsse an den
Ahornweg erhdlt, sichergestellt. Perkrsum fir Besucher des Gewerbe-
gebietes wird euf einem wechselseitigen Parkstreifen fir Pkw im
Magnolienweg und auf eigenen Parkatreifen beiderseits des Ahornwe-
ges bereitgastellt. Die GroBostheimer StraBe bleibt anbaufrei.

Art und MaB der baulichen Nutzung

Der gasemte Bereich des Bebesuungsplanes ist als Gewerbagebiet (GEA
und GEB) geméB § 8 der Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fas-
sung der Bekenntmachung vom 23.D1.1990 (BGB1 I S. 132) susgewiesen.

GemaB § B i. V. m. § 1 Abs, 5 und 9 BeuNVO wird die Art der Nutzung

wie folgt eingeschrénkt:

- Die Errichtung oder Erweiterung von Einzelhandelsbetrieben (Ver-
kauf an Endverbreucher) ist nicht zulassig.

- Ausnahmsweise kenn in Verbindung mit Handwerkshetriaben und produ-
zierenden Gewerbebatrieben der Verkauf an Endverbrasuchar zugelas-
sen werden, sofern der Anteil der Verkaufsflache dem produzieren-

den Betriebsteil untergeordnet ist.

- Ebenfells ausnahmesweise kann der Einzelhandel mit Automobilen und

MGbeln zugelessen werden.

- 4 a -
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- Zugelassen'werden Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftsper-
sonen sowie fir Betriebsinhaber und Betriebsleiter. Diese Wohnun-
gen sind in die Betriebsgebéude zy integrieren. Freistehende Ein-

zelhdvuser sind nicht zul@ssig.

Im Flachennutzungsplan 1987 sowie im Bebauungsplan fir das ‘Gebiet
"Nérdlich des Fichtenweges™ (Nr. 8/6) ist die Errichtung eines la-
denzentrums innerhalb eines Sondergebietes (S0) im Kern des Stadt-
teils Nilkheim vorgesehen. Diases,éoll_zur Versorgung der Bevolkerung
im Stadtteil beitragen. Eine Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben
suBerhalb dieses Sondergebietes wirde die Entstehung dieses Laden-

" zentrums gefahrden.

Die Stadt Aschaffenburg hat in den vergangenen Jahren mit einem Auf-
wand von ce. 36,5 Mio DM die Innenstadt saniert. Im Interesse der Be-
leppng des Zentrums und einer verbraucherorientierten Versorgung wur-
den neve Fléchen fir den Einzelhandel geschaffen} Bei einer weiteren
Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben an der Peripherie wirde dies
nicht ohne nachteilige Auswirkungen auf die Verkaufsfléchen in In-

nenstadtlage bleiben.



4.2.2

4.2.3

Diese ist mit dem Auto, insbesondere sufgrund fehlender Parkierungs—
flachen, nicht so gut zu erreichen wie Betriebe an der Peripherie,
insbesondere werden Besucher umliegender Gemeinden nicht mehr die
Innenstedt aufsuchen. Durch die mdgliche Konzentration groBerer Be-
triebe am Stadtrand besteht die Gefahr, daB viele Laden im Innenstadt-
bereich nicht mehr konkurrenzfghig waren und schlieBen miBten. Auf-
grund des (berangebotes von Verkaufsfléchen im Falle einer Errich-
tung von Einzelhandelsbetrieben am Stadtrand werden zahlreiche Ge-
schifte in der Innenstadt leerstehen. Die eingeleitete Innenstadt-
sanierung wirde geféhrdet, das Stadtbild unter Umstanden beeintrach-
tigt und dem Zentrum wirde die Verddung drohen,

Aus diesen Grinden wird im Geltungsbereich des vorliegenden Bebau-
ungsplanes die Errichtung oder Erweiterung von Einzelhandelsbetrie-
ben nicht zugelassen. Eine Ausnahme bilden lediglich Einzelhandels-
betriebe der Automobil- und Mobelbranche. Diese Branchen haben in
der Regel einen hoheren Flachenbedarf und sind in Innenstedtlagen
sowie im Ledenzentrum Nilkheim nur schwer unterzubringen.

Die Errichtung dieser Betriebe wird daher in dem geplenten Gewerbe-
gebiet zugelassen. Dariliberhinaus wird in Verbindung mit Handwerks-
betrieben und produzierenden Gewerbebetrieben der Verkauf an End-

verbreucher zugelessen.

Das zuladssige MaB der baulichen Nutzung ist innerhalb des Bebauungs-
plenes gestaffelt. Die Staffelung beschtet unterschiedliche Standort-
bedingungen.

Grundflachenzahl (GRZ) 0,8
GeschoBflachenzahl (GFZ) zwischen 1,0 und 2,2

Die zuléssige GebdudehShe betragt im Uberwiegenden Teil des Bebau-
ungsplanes 16,50 m Ober Gel&ndeoberkente. Lediglich im EinfluB-
bereich des Baudenkmals "Kleine Schdonbuschallee®™ ist die First-
héhe suf mex. 10,00 m bzw. suf 6,00 m Traufhdhe unmittelbar sn

der Allee beschrénkt. '



4.3 Grinflachen und Bepflanzung

Auf die Begriinung der Verkehrswege und der privaten Freifldchen wird
besonderer Wert gelegt.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorhandene erhaltenswerte
Baume sind im Bebauungsplan gekennzeichnet.

Vorgarten sind zu 40 % ihrer Fliche gértnerisch zu gestalten.

Je 250 m? Grundsticksflache ist 1 Laubbaum zu pflanzen.

4.4 Statistische Werte

4.4.1 Gesamtes Plangebiét = Bruttorohbauland = ca. 11,2880 ha = 100 %

4.4.2 Verkehrsfléche einschlieBlich Begleitgrin ca., 1,5380 he = 13,63 %
4.4.3 Bffentliche Grinfléchen ca. 0,2000 ha = 1,77 %
= 84,60 %

4.4.4 Gewerbliche Flachen = Nettobeuflache ca. 9,5490 ha
4.4.5 Offentliche Kfz-Parkplatze

58 Pkw-Stellplatze in eigenen Parkbuchten, ca. 50 Pkw-Stellplatze
wechselseitig im verldngerten Megnolienweg

5.0 Immissionsschutz

5.1 Das Gewerbegebiet liegt ca. 300 m von der ndrdlichen Begrenzung des
US-Behelfsflugplatzes Aschaffenburg-Leider entfernt. Mit Schreiben
vom 18.08.1990 teilte die Bayar. Staatskanzlei der Stadt Aschaeffen-



5.2

5.3

burg mit, daB v. a. der Behelfsflugplatz Leider im Rahmen der Trup-
penreduzierungen in Europa freigegeben wird. Es kann deher davon
ausgegangen werden, daB die mit dem bisherigen militérischen Flug-
betrieb verbundenen Immissionen und Beschrankungen zukinftig ent-
fallen.

Von der nahe gelegenen WasserstraBe Main konnen durch den derzei-
tigen und kiinftigen Verkehr die schalltechnischen Orientierungs-
werte fir Gewerbegebiet Oberschritten werden.

Von der verkehrsreichen GroBostheimer StraBe sind ebenfalls hohe
Immissionswerte zu erwarten. Deshelb wurde entlang dieser Stra-~

Be ein Gewerbegebiet vorgesehen, das als Larmpuffer gegeniber den
nérdlich dahinterliegenden, im Fl&chennutzungsplan als Wohnbebau-
ung dargestellten, Baufléchen dienen soll. Zum Schutz der kinfti-
gen Nohnbebauﬁng erféhrt das Gewerbegebiet selbst noch einmal eine
Unterteilung in ein Gewerbegebiet'“A' und ein Gewerbegebiet "B".
Zuldssig sind hier Betriebe und Anlagen, die einen fléchenbezoge-
nen Schalleistungspegel von €5/50 dB (A} bzw. 60/45 dB (A) Tag/

- Nacht nicht Uberschreiten,

Entlang der GroBostheimer StraBe ist dariberhinaus ein Gringir--
tel vorgesehen, der neben seiner optischen Funktion auch Filter-
funktion (Staub, Abgase) Obernimmt.

Der GOrtel liegt auBerhalb des Geltungsbereiches diases Bebauungs—
planes.

Er wird in bezug suf Gehdlzarten und Bepflanzungstiefe im Rahmen
eines moglichen Ausbaus der GroBostheimer StreBe néher definiert.



1. GeméB den in den Monaten Juni/Juli 1389 erfolgtén Z&hlungen des
Verkehrs auf der GroBostheimer StraBe durch das Staatliche StraBen-

bavamt Aschaffénburg errechnet sich fur die GroBostheimer Stralle

(St 3115) folgender Beurteilungspegel, bezogen ‘auf das Planjahr
2000 ' '

Gegeben: DTV-MaBergebnisse aus dem Jahr 1989

Gesucht: DTV-Prognosewert fur das Jahr 2000
DTV

1989 = DTVi § 26 774 Kfz/24 h

Entwicklung der Zunahmefaktoren F der gesamten Jahresfahrleistungen
der Kfz gemdB der in Anlage 5 des Allgemeinen Ministerialblattes
(A11MB1) Nr. 14/1988 enthaltenen Tabelle

F1989 = Fi = 1,088

Die Berechnung des Prognosewertes‘DTVx eifolgt ebenfalls nach der
in Anlage 5 des A11MB1 Nr. 14/1988 enthaltenen Tabelle:

Fx = F2000 = 1,204
P = OTVi - X =26 774 . 1,208 = 29628 Kf2/24 1

Demnach ist von einer Belastung von 29 628 Kfz/24 h auszugehen.
(DTVK 29 628 Kfz/24 h = kiUnftige Verkehrsmenge) .

Nachétehende Berechnungen erfolgen unter Zugrundelegung der DIN 18005 vom
Mai 1987

‘2. MaBgebende stindliche Verkehrsstiérke M in Kfz/h und der maBgebende
Lkw-Anteil p (nach Bild 3)
StaatsstraBe 3115 (nach Tabelle 4, Zeile 3):

0,06 DTV bei p
0,008 DTV bei p

20 % (6.00 - 22.00) tags
10 % (22.00 - 6.00) nachts

0,06 OTV
0,008 DTV

20 %
10 %

tags: MT
nachts: MN

1 777 Kfz/h; p
237 Kfz/h; p

1]
1]
i

3. Aus Bild 3 ergibt sich der Mittelungspegelung Lm (25)
tags: Lm (25) = ca, 73,5 dB (A) bei Pkw 100 km/h
nachts: Lm (25} = ca. 63,5_dB (AR) beilLkw 80 km/h




Nach Tabelle 6 Zuschlag HLk in dB (A) fir erhéhte Storwirkung
von signalgesteuerten Kreuzungen und Einmindungen. Bei Abstand

(m) vam Schnittpunkt der Achsen der beiden zusammentreffenden

"Strafien.

Uber 100 m ALk in dB (A) = 0 dB (A)

. Aus Tabelle 2 Korrektur ALStr0 in dB (A) fir unterschiedliche

StraBenoberflﬁchen:
nicht ge;iffelter GuBasphalt  ALStr0 in dB (A)
ALStr0 = 0 dB (A)

. Die zulassige Geschwindigkeit betragt 70 km/h; dafir ergibt sich

nach Bild 4 _
tags: ALy = - 1,5 dB (A)
~ nachts: AlLv = - 2,0 dB8 (A)

. Die Steigung betrdgt nur 1 ¥, somit ist nach Tabelle 3, Zeile 1

Olstg. = 0 dB (A)

. Die Abstandskorrektur betrégt nach Bild 19 fir S = 25 m, H = 0 m.

Ols,  =0.dB (A)

. Der Beurteilungspegel der Kfz-Gerdusche betrdgt am nachst gelegenen

Gebdude nach Gleichung (24): '

Emissionspegel Lt = Lm (25) + ALStr0 + ALV + Alstg. - Ols; +ALK
73.54+0+-1,5-0+0= 72 dB (A) (65 zul.)
63,5 + 0+ -2,0-0+0= 61,5d8 (A) (85 zul.)

tags:

nachts:

Soweit im vorliegenden Gewerbegebiet Wohnungen fUr Aufsichts-

und Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und Betriebs-
leiter ausnahmsweise zugeléssen werden, sind diese in Lage und
Orientierung so auszurichten, daB sie im Schallschatten der Grof-
ostheimer StraBe liegen. Fenster und Toren sind schalldémmend
auszufihren. Ehpfohlen werden Fenster der Schallschutzklasse 3
(Schalldémmab 35 - 39 dB (A)).

Im Rahmen von Baugenehmigungen ist durch entsprechende Auflagen

daravf hinzuwirken.
- 10 -
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6.0 Ver- und Entsorgung -

7.0

Die Entwésserung des Baugebietes erfolgtlﬁber ein Mischsystem durch

AnschluB an einen bereits vorhandenen Kanal, der in der Haupterschlies-
sungsstraBe im Nordosten des Baugebietes "Nérdlich des Fichtenweges"

liegt.

Die Stromversorgung ist ebenso wie die Gas- und Wasserversorgung durch

AnschluB an das Versorgungsnetz der Stadtwerke gesichert.

Die Abfallbeseitigung erfolgt durch die stddtische Millabfuhr..

Im Rahmen eines GroBversuchs im Stadtteil Nilkheim soll noch in diesem
Jahr gekldrt werden, inwieweit die Menge an abzulagerndem Restmill
reduzierbar und ob eine Ausdehnung des neuen Mill- und Wertstoffabfuhr-
systems auf das gesamte Stadtgebiet anzustreben ist. Voraussichtlich

ab April 1990 besteht die Mdglichkeit, s&mtliche Wertstoffe aus dem

Haus- und Gewerbemﬁil der Wiederverwertung zuzufihren. Zum Teil geschieht
dies Uber ein erweitertes Containerbringsystem, zum Teil Uber zusétzliche

Wertstoffbehdltnisse in Haushalten und Betrieben (Papiersdcke, Biotonne).

Mit der bestehenden stédtischen Omnibuslinie 6 Hauptbahnhof-Nilkheim
- GroBostheim ist das Plangebiet an das Netz des dffentlichen Personen-

nahverkehrs angeschlossen. Dariberhinaus besteht die M8glichkeit, die

das Gebiet tangierenden Bahnbusse zu benutzen.

Hochwasserschutz

Nach den Unterlagen des Wasserwirtschaftsamtes Aschaffenburg liegt

der Hochwasserstand bei Main-Km 88,2 (auf HShe des geplanten Gewerbe-
gebietes) fur ein seltenes Hochwasser des Mains (HQiOO) bei 113,14
miNN. Im Falle eines solchen Hochwassers kann neben den normalen Grund-

wasserschwankungen ein Rickstau im Grundwassertrager eintreten.
Aus diesem Grund wird folgender Hinweis in den Bebauungsplan Ubernommen:

"Es wird empfohlen, Kellergeschosse wegen steigender Grundwasserstéande

bei Hochwasser als grundwasserdichte Wanne auszubauven."
- 11 -
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8.0 Bodenardnung

8.0

Zur Vérwirklichung dieses Bebauungsplanes ist eine Umlegung gemaB

§ 45 ff BeuGB fir das Plangebiet erforderlich.

GemdB einer Vereinbarung mit dem StrafSenbauvemt Aschaffenburg wurde
die GroBostheimer StreBe (St 3115) nicht in den Geltungsbereich

des Bebauungsplanes einbezogen.

Die Geltungsbereichsgrenze liegt so, deB ein zukOnftiger Ausbau der

StaatsstraBe moglich ist.

Kostenlibersicht (Stand 1990)

Uberschlégig ermittelte Kosten und Finanzierung:

Die Uberschlégig ermittelten Kosten fir die ErschlieBungsanlagen

im Plangebiet betragen:

a) Verkehrsanlagen, einschlieBlich Parkfléchen
b) Kanalisations-Baukosten

c) Wasserversorgungsanlagen

d) Gasversorgungsanlagen

e) Stromversorgungsanlagen einschl, Strafen-
. beleuchtung

f) Griinanlagen (Bepflanzung mit groBkronigen
Baumen im Bereich des Ahornweges)

Gesamtsumme

Nachfolgekosten sind nicht zu erwarten.

kommenden Haushaltsjahren vorgesehen.

ca. 1 762 000,- DM
ca. 1 293 000,- DM
ca., 650 000,- DM
ca. 420 000,- DM
ca. 360 000,- DM
ca. 80 000,- DM
ca. 4

565 000,- DM

‘Die Mittel for den Ausbeu der ErschlieBungsanlagen werden in den

- 12 -
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10.0.

10.1

Natur- und Landschaftsschutz

Das Plangebiet betrifft ein dkologisch bedeutsames Areal mit alten
Baumgérten (z. T. hochstémmige Obstbdume).

Alte Bsumgérten sind zum einen wichtige &sthetische Elemente des
Landschaftsbildes, zum anderen kdnnen Gebiete mit alten Baumgar-
ten als sog. Kulturbiotope betrachtet werden, de solche wenig ge-
pflegte und behandelte (gespritzte) Beumguartiere sich als Brutbio- '
tope fir zehlreiche Vogelarten eignen, darunter mehrere Selten-
heiten wie z. B. Rotkopfwirger, Wiedehopf, Steinkauz, Wendehals

etc.

Die vorgesehenen griinordnerischen MaBnahmen méchten den anstehen-
den Nutzungswandel abschwachen, bzw. trachten diesen auszugleichén.

Dieser Ausgleich wird durch

- landschaftsgerechte Neupflanzungen

angestrebt.

Dabei wird bedacht, daB die Neupflanzung eines Baumes das Abholzen

eines alten Baumes kurzfristig nicht ersetzen kann.

Bei allen Bauvorhaben sollte daher nach Moglichkeit der vorhandene
Beumbestand in die Planung integriert werden.

Einzelheiten zu den Anpflanzungen sind dem Anhang zu entnehmen (Ge-
holzartenliste Seite 14 , Pflanzschemata Seite 15 ).

Verkehrsbegleitgriin/Haupterschl ieBungsstrae

FOr die kinftige HaupterschlieBungsstraBe werden Anpflanzungen von
GroBb&umen wie Spitzahorn, Baumhasel, Esche, Flatane, Eiche oder
linde empfohlen. Durchlaufende StraBenzige sollten den Alleecharak-
ter durch einheitliche Artenwahl betonen.

Bei der Ausfihrung der StraBenbaumpflanzung ist Einklang mit den
Stadtwerken in bezug auf StraBenbeleuchtung sowie zum Leitungsver-

lauf herzustellen.

- 13 -
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10.2

10.3

10.4

Schutzstreifen entlang dexr Kleinen Schinbuschallee

Um die landschaftliche Verbindungsechse SchloB Johannisburg -~ Park

Schonbusch zu erhalten bzw. gestalterisch zu betonen, wird alidseits
der Kleinen Schonbuschallee ein 30 m breiter Grinstreifen vorgese-

hen. Dieser Grinstreifen setzt sich aus einem ca. 20 m tiefen pri-

vaten Grinanteil und einem 10 m tiefen 6ffentlichen Griinraum zusam-
men.

In Anlehnung en daa historiache Landscheftsbild werden fiir den 20 m
tiefen privaten Grinstreifen verstarkt Obst- und Zierobstgehdlze
vorgesehen.

)

Der unmittelbar an die Kleine Schonbuschellee angrenzende 10 m Grin-
streifen wird els Wiesenfléche angelegt, um zum einen den Allee-
b&umen angemessenen Lebensraum zu verschaffen und zum anderen den
historischen Cherakter der Allee zu unterstreichen., In diesem Be-
reich vorhandene Baume, die kiinftig sbgehen, werden nicht mehr er-

setzt,

Pflanzgebote im privaten Bereich

~ Baum- und Strauchpflanzungen im privaten Bereich werden weitgehend

ohne Standortbindbng festgesetzt.

Die Baum-Pflanzgebote mit Standortbindung sind groBtenteils in Zu-
ordnung zu Stellfléchen und Nebenanlagen festgelegt und zielen auf
eine (bergriinung von Pkw-Stellpl&tzen mit GroBb&umen hin.

Als weitere MaBnahme zum Ausgleich des Eingriffs in die Natur ist

beabsichtigt, asuf den kulissenartig angeordneten dffentlichen Grin-
streifen, die die landwirtschaftlichen Fléchen der "Nilkheimer Fel-
der” westlich des Parks Schdnbusch gliedern, Anpflanzungen (B&ume,

Strducher, Bodendecker) im Umfang-von 1,50 ha vorzunehmen, wes der
Versiegelungsflache entspricht, die sich durch den Neubau von Stra-
Ben und Wegen im Plangebiet ergibt. |

bl
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- Anhang Blatt 1 -

Gehdlzartenliste

1. Baumarten I. Ordnung.

fraxinus exelsior - Esche

Fagus sylvatica -  Rotbuche
Quercus petraea - Traubeneiche
Quercus pedunculata - Stieleiche
Tilia cordata - Winterlinde
Betula pendula - Birke

Acer platanoides - Spitzahorn

2. Baumarten 1I. Ordnung.

Carpinus betulus - Hainbuche
Prunus avium - Vogelkirsche
Acer campestre - Feldahorn
Sorbus aucuparia 7 - Eberesche

3. Straucharten (niederer Arten).

Corylus avellana - Hasel

Ligustrum vulgare - Rainweide
Rhamhus frangula -  Faulbaum

Cornus sanguinea - roter Hartriegel
Viburnum opulus - Wasserschneeball
Rosa canina/virginiana - Heckenrose‘
Euonymus europaeus - Pfaffenhiitchen

Neben den standortgerechten Gehdlzarten sind auch Obstbdume in starkwiichsigen

Sorten und Arten zuléssig

z. B. -Kirsche -Apfel

-Birne -Walnuf3

Je nach Wahl der Obstart ersetzen 2-3 Obstbiume einen GroBbaum.

Die Walnu8 (Juglans regia) gilt als GroBbaum 1. Ordnung.

- Anhang 2 -
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- Anhang Blatt 2 -

Grundsticksgrenze

Baumarten

Hainbuche {H}
(Carpinus Betulus)
Hei 2 x v. 125 - 150

offentlicher Griin-
streifen entlang der
Kleinen Schonbuschallee

Eberesche (E)
(Sorbus Aucuparia)
Hei 125-100

2 X V.
125 - 150

Stréucher

(schnittvertrigliche Gehdlze)

5 Feldahorn {f)}
(Acer campestre}
str 125-150

5 Hasel (h)
(Corylus avellana)
str 60-100

5 Rainweide (r)
(Ligustrum vulgare)
str 60-100

5 Hartriegel (c)
(Cornus sangquinea)
str 60-100

2 x verpflanzt
Stammumfang in mm

Pflanzschema i, M.1:100

Beispiel einer zweizeiligen
Heckenpflanzung im privaten
Schutzstreifen an der Kleinen
Schénbuschallee
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Die Betrége und Gebihren fir Versorgungsenlegen werden nech den je-
weils geltenden Setzungen der Stedt Ascheffenburg bzw. der Stedtwer-
ke erhoben.

11. Voravssichtliche Auswirkungen und Verwirklichung der Planung

e) Im Geltungsbereich des Bebsuungsplanes befinden sich heute ein
Gertenbaubetrieb (GemiUseanbeu) und mehrere bewchnte Anwesen.

Mit zwei Ausnehmen (Anwesen Kleine Schdnbuschallee Nr. 39 und 53)
sind alle genehmigungspflichtigen Vorhaben nur in jederzeit wider-
ruflicher Waise (Kleine Schénbuschellee Nrn. 33, 35, 61), oder
Uberhaupt nicht genehmigt worden (Kleine Schdnbuschallee Nrn. 49,
55, 57).

Da im geplanten Gewerbegebiet Gertenbeubetriebe unzulassig sind
und Wohnungen nur susnaehmsweise fUr Aufsichts- und Bereitschafts-
personen sowie fir Betriebsinhaber und Betriebsleiter zugelessen
werden, wobei die Wohnungen in die Betriebsgeb&ude zu integrieren
sind, muB devon eusgegangen werden, deB keins der vorhandenen Ge-
b&ude bestehen bleiben kann und der Gartenbeubetrieb susgelagert
werden mubB.

Die zwischenzeitlich mit dem Eigentiimer des Gartenbaubetriebes
gefihrten Gesprdche lassen den SchluB zu, da8 der Gemiseanbau euf-
gegeben und zukiinftig nur noch GroBhendel mit Obst und Gemlse be-
trieben wird, der im Gewerbegebiet zuléssig ist.

Auf die Obrigen im Plangeblet wohnenden Menschen sind bel Verwirk-
lichung der Planung nechteilige Auswirkungan zu erwarten. Um die-
se zu mildern, wird die Stadt Aschaffenburg sich bemUhen,

- im Fall der genehmigten wohnhduser Ersstzgrundstiicke zu stel-
len und die Geb&udesubstanz angemessen zu entschédigen und

- in den GUbrigen Fallen (auf Widerruf oder Uberhaupt nicht ge-
nehmigte Wohngebdude) bei der Umsetzung in eine andere Wohnung
behilflich zu sein.
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 Sollten die diesbeziglichen BemUhungen der Stadt zu keinem ab-

b)

schlieBenden Ergebnis filhren, hat die Stadt Aschaffenburg son-
stige geeignete MaBnahmen zu prifen.

Das Ergebnis der Erﬁfterungen und Prifungen sowie die voreussicht-
lich in Betrecht zu ziehenden MaBnahmen und die Moglichkeiten
ihrer Verwirklichuhg sind schriftlich im sog. Sozialplan darzu-
stellan,

Zur Verwirklichung des Bebeuungsplanes sollen alsbsld folgende
MaBnahmen getroffen werden:

- Durchfihrung der Bodenordnung
- Bau der ErschlieBungaanlagan

Aschaffenburg, 23.01.1990/12.12.1990/05.07.1991
Stadtplenungsamt Aufgestellt:
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STADT ASCHAFFENBURG
-Stadtplanungsamt-
6/61 - Kel/Ri

Ergéanzung der Be gﬁgrﬁ.n dung

Bebabungsplan fiur des Gebiet zwischen verlangertem Ahornweg, nordwest-
licher Geltungsbereichsgrenze, Kleiner Schonbuschallee, RingstraBe, GroB-
ostheimer StraBe und sOdlicher Grenze der F1.Nr. 2601 (Nr. 7/2)

Die Regierung von Unterfranken hat im Rahmen des Anzeigeverfahrens mit
Bescheid vom 14.01.1992 Kr. 420-4622.10-6/91 den Bebauungsplan fUr das
Gebiet zwischen verldngertem Ahornweg, nordwestlicher Geltungsbereichs-
grenze, Kleiner Schénbuschallee, RingstraBe, GroBostheimer Strafe und
siidlicher Grenze der Fl.Nr. 2601 (Nr. 7/2) im Bereich des StraBenanschlus-
ses an die GroBostheimer StraBe beanstandet, fir den Gbrigen Bereich des
Bebauungsplanes wurde eine Verletzung von Rechtsvorschriften nicht gel-
tend gemacht,

Diese Entecheidung wurde demit begriindet, deB durch den StraBenenschluB
ein never Knotenpunkt an der *freien Strecke® der St 3115 geschaffen wer-
de. Das erforderliche Einvernehmen mit der StraBenaufsichtebehorde gem.
Art. 35 Abs. 1 BayStrW6 habe aus Grinden der Gffentlichen Sicherheit und
Ordnung (Art. 9 BayStrWG) nicht hergestellt werden kdnnen.

Nech Fassung eines neuen Satzungsbeschlusses durch den Stadtrat kann der
Bebauungsplan fir den nicht beanstandeten Bereich in Kraft treten.

Aschaffenburg, 25.03.1992
Stadtplanungsamt



	07_02 Auf -  BPl
	07_02 Auf - Begründung - Ergänzung
	07_02 Ergänzung zur Begründung

	07_02 Auf - Begründung



